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110.00/18 

Kirchliches Amtsblatt der Ev.-Luth. Landeskirche Mecklenburgs 

Kirchengesetz 
zur Änderung der Kirchgemeindeordnung 

der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs 
vom 19. März 1995 

§1
Änderungen der Kirchgemeindeordnung 

§2
Inkrafttreten 

Nr .. 6-7/1995 

Das Kirchengesetz vom 20. März 1969 über die Kirch­
gemeindeordnung der Evangelisch-Lutherischen Landes­
kirche Mecklenburgs (KABl S. 23). zuletzt geändert durch 
Kirchengesetz vom 17. November 1991 (KABl 1992 S. 68), 
wird wie folgt geändert: 

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. April 1995 in Kraft. 

§ 87 Kirchgemeindeordnung wird wie folgt geändert:
1. Nr. 21 entfällt.
2. Nr. 22 wird Nr. 21.
3. Nr. 23 wird Nr. 22.

143.00/1 

Schwerin, den 22. März 1995 

Der Vorsitzende der Kirchenleitung 

Stier 
Landesbischof 

Kirchengesetz 
zur Änderung des 

Kirchengesetzes vom 19. März 1977 
über die Wahl des Landesbischofs 

und die Beendigung seines Dienstes 
[Bischofswahlgesetz] 
vom 19. März 1995 

§1

Das Kirchengesetz über die Wahl des Landesbischofs und 
die Beendigung seines Dienstes vom 19. März 1977 (KABl 
S. 49) wird wie folgt geändert:

1. § 1 Abs. 2 lit. c) wird gestrichen.

2. § 1 erhält folgenden neuen Absatz 3:
"Der Wahlvorbcreitungsausschuß kann einen Berater der
Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands
hinzuziehen."

3. § 1 Abs. 3 wird Absatz 4, § 1 Abs. 4 ·wird Absatz 5, § 1
Abs. 5 wird Absatz 6, § 1 Abs. 6 wird Absatz 7.

4. § 3 Abs. 2 erhält folgende Fassung:
"Nach Aufstellen des Wahlvorschlages erfüllt der Vorsit­
zende oder ein beauftragtes Mitglied des Wahlvor­
bereitungsausschusses die Verpflichtung nach Art. 4 Abs.
4 der Verfassung der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen
Kirche Deutschlands und Art. 11 der Grundordnung der

· Evangelischen Kirche in Deutschland und teilt das Ergeb-

nis dem Wahlvorbereitungsausschuß mit." 

5. In§ 5 Abs. 3 S. 1 werden die Worte „in der DDR und
dem Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR" durch
die Worte „Deutschlands und der Evangelischen Kirche in
Deutschland" ersetzt.

§2

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. April 1995 in Kraft. 

Die Landessynode hat mit der erforderlichen Mehrheit von 
mindestens zwei Dritteln der kirchengesetzlichen Mitglie­
derzahl das vorstehende Kirchengesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird. 

Schwerin, den 21. März 1995 

Der Vorsitzende der Kirchenleitung 

Stier 
Landesbischof 
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Kirchengesetz 
über den Haushaltsplan 

der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs 
für das Rechnungsjahr 1995 

vom 19. März 1995 

§1

Der Haushaltsplan der Ev.-Luth. Landeskirche Mecklen­
burgs für das Rechnungsjahr 1995 wird gemäß Anlage in 
Ausgabe und Einnahme mit je 85 297 795 DM festgesetzt. 

§2

( 1) Personalkosten für Mitarl>eiterinnen und Mitarbei­
ter der Kirchgemeinden, zu denen die Landeskirche nach 
§ 4 des Kirchengesetzes über die Finanzierung der kirchli­
chen Arl>eit in der Ev. - Luth. Landeskirche Mecklenburgs
vom 25.Oktober 1987 (KABI. S. 90) Kostenanteile zu über­
nehmen hätte, werden für das Rechnungsjahr 1995 voll
aus dem landeskirchlichen Haushalt getragen, soweit die
Betreffenden am l.Januar 1991 angestellt waren oder seit­
her nach einem bestätigten Stellenplan oder mit Zustim­
mung des Oberkirchenrats angestellt worden sind oder
werden.

(2) Die Aufbringung von Besoldungsanteilen nach § 3
des Finanzierungsgesetzes entfällt für das Rechnungsjahr 
1995. 

§3

Die Kirchgemeinden erhalten Kirchensteueranteile in Höhe 
von 15 v.H. des Gesamtaufkommens des Vorjahres an Kir­
chensteuern in der Landeskirche. Die einzelne Kirchge­
meinde erhält daran einen Anteil (Kirchensteuerzuweisung) 
nach dem Verhältnis ihrer Gemeindegliederzahl zu der 
Gemeindegliederzahl in der Landeskirche. Die Gemeinde­
gliederzahlen werden nach den gemäß § 10 des Kirchen­
gesetzes über die Kirchenmitgliedschaft vom 4.November 
1990 (KABI. 1991 S. 3) zu führenden Gemeindegliederver­
zeichnissen bestimmt. 

§4

(1) Die örtlichen Baukassen erhalten Zuweisungen aus
den Erträgen von dem in den Vereinigten Treuhandkassen 
verwalteten Vermögen der örtlichen Kirchen (herkömmli­
che Kirchen- und Pfründenvermögen) als Anteile zur Er­
haltung der Kirchen und Pfarrhäuser. 

(2) Die Zuweisungen für die Kirchen betragen für die
einzelnen Baukassen 20 v.H. der Erträge der zum Gebiet 
der betreffenden Kirchgemeinde gehörenden örtlichen Kir­
chen. 

(3) Die Zuweisungen für die Pfarrhäuser betragen ins­
gesamt 60 v.H. der Gesamterträge aller örtlichen Kirchen. 
Sie werden auf die einzelnen Baukassen nach dem Bestand 
der Pfarrhäuser umgelegt. Als Pfarrhäuser gelten dabei 

Wohngebäude, in denen mindestens eine freie Dienstwoh­
nung nach den Bestimmungen des Besoldungsgesetzes zur 
Verfügung steht. 

(4) Die verbleibenden 20 v.H. der Gesamterträge aus
dem Vermögen der örtlichen Kirchen werden als Anteil 
zur Deckung der Personalkosten für die Pastorinnen und 
Pastoren im Dienst der Kirchgemeinden· im landes­
kirchlichen Haushalt vereinnahmt. 

(5) Bei Erträgen aus der Verpachtung landwirtschaftli­
cher Betriebe ist vor der Berechnung nach Absätzen l bis 
4 ein Anteil von 10 v.H. der Brutto-Pachteinnahmen einer 
Rücklage zuzuführen, die bei der jeweiligen Kirchenkreis­
verwaltung geführt wird. 

(6) Zuweisungen aus Staatsleistungen werden nur ge­
währt, wenn die Gesamtfinanzierung des betreffenden Bau­
vorhabens durch eine mindestens hälftige Beteiligung aus 
anderen Mitteln sichergestellt ist. 

§5

(l) Die Landeskirche kann Kredite zur Unterstützung
von Bauvorhaben in der Landeskirche und zur Finanzie­
rung von Bauvorhaben an der Landeskirche gehörenden 
Gebäuden bis zu einer Gesamtkreditsumme von 2 Millio­
nen DM im Rechnungsjahr aufnehmen. Über die Kredit­
aufnahme entscheidet der Oberkirchenrat. Davon sollen 
nicht mehr als 1 Million DM für landeskirchliche Gebäu­
de eingesetzt werden. 

(2) Der Oberkirchenrat kann kirchenaufsichtliche Ge­
nehmigungen erteilen zur Kreditaufnahme durch Kirch­
gemeinden für die Finanzierung von Bauvorhaben bis zu 
einer Gesamtkreditsumme von 10 Millionen DM im Rech­
nungsjahr. 

(3) Die Landeskirche kann Bürgschaften zur Sicherung
von Krediten von Kirchgemeinden und von kirchlichen 
Werken zur Finanzierung von Bauvorhaben bis zu einer 
Gesamtkreditsumme von 5 Millionen DM im Rechnungs­
jahr leisten. Über die Bürgschaftsleistung entscheidet der 
Oberkirchenrat. 

( 4) In Ausnahmefällen kann die Landeskirche ohne die
Zweckbindung nach Absatz l bis 3 kurzfristige Kredite 
(Laufzeit nicht über ein Jahr) aufnehmen oder Bürgschaf­
ten leisten, wenn dadurch die Obergrenze der Gesamt­
verschuldung im Rechnungsjahr, wie sie sich aus den Ab­
sätzen 1 bis 3 ergibt, nicht überschritten wird. Bei Bürg­
schaften gilt die Obergrenze der Gesamtverschuldung nicht, 
wenn in geeigneter Weise sichergestellt ist, daß sich die 
Landeskirche im Falle des Ausfalles des Hauptschuldners 
aus dessen Grundstücken befriedigen kann. 

(5) Außerhalb des Gesamtkreditrahmens nach Absät­
zen l und 2 können Kredite aufgenommen oder geneh-
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migt werden für Bauvorhaben an Wohngebäuden, wenn 
1.für das betreffende Gebäude eine eigene Rechnung ge­
führt wird und
2.gewährleistet ist, daß Zinsen und Tilgung in voller Höhe
aus den einkommenden Mieten unter Berücksichtigung der
sonstigen Ausgaben für das Gebäude gedeckt werden kön­
nen, ohne daß ein Zuschußbedarf entsteht.

§6

Bestimmungen des Kirchengesetzes über die Finanzierung 
der kirchlichen Arbeit in der Evangelisch-Lutherischen 
Landeskirche Mecklenburgs vom 25 .Oktober.1987 (KABI. 
S. 90), die den Bestimmungen dieses Kirchengesetzes ent­
gegenstehen, sind für das Rechnungsjahr 1995 nicht anzu­
wenden.

§7

Der Oberkirchenrat wird ermächtigt, etwaige zur Durch­
führung dieses Kirchengesetzes erforderliche Bestimmun­
gen zu erlassen. Für den Fall, daß der Haushaltsplan für 

482.00/16-1 

das Rechnungsjahr 1996 nicht vor dem l .Januar 1996 von 
der Landessynode genehmigt sein sollte, wird der Oberkir­
chenrat weiter ermächtigt, bis zu solcher Genehmigung die 
auf gesetzlichen oder sonstigen rechtlichen Verpflichtun­
gen beruhenden und die sonst notwendigen und unauf­
schiebbaren Ausgaben des neuen Rechnungsjahres gemäß 
dem Haushaltsplan für das Rechnungsjahr 1995 zu leisten, 
jedoch ni�ht über 25 v.H. der Jahresansätze hinaus; nur in 
ganz besonderen und als solche ausdrücklich zu beschei­
nigenden Ausnahmeflillen kann der Oberkirchenrat bis zu 
100 v.H. dieser Ansätze anweisen. 

Die Landessynode hat das vorstehende Kirchengesetz be­
schlossen, das hiermit verkündet wird. 

Schwerin, den 09. Mai 1995 

Der Vorsitzende der Kirchenleitung 

Stier 
Landesbischof 

Kirchengesetz 
über die Zahlung einer Kirchlichen 

Altersversorgung 

(KAV) 
vom 18.März 1995 

§1
Geltungsbereich 

( 1) Dieses Kirchengesetz gilt für die privatrechtlich be­
schäftigten Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Evange­
lisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs. 

(2) Kirchliche Altersversorgung erhalten als Leistungs­
berechtigte 
a) Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, deren Dienstverhält­
nisse unter den Geltungsbereich der Kirchlichen
Arbeitsvertragsordnung (KAVO) in der jeweils geltenden
Fassung fallen,
b) ehemalige Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, die bei In­
krafttreten dieses Kirchengesetzes Dankrente nach dem
Kirchengesetz über die Gewährung einer Dankrente vom
19.Juli 1956 (KABI. S. 73) beziehen.

(3) Für die Kirchliche Altersversorgung werden von den
Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen keine Beiträge erhoben. 

§2
Anspruchsvoraussetzungen bei Bezug von Vollrente 

wegen Alters 

Kirchliche Altersversorgung wird gewährt, wenn der Mit­
arbeiter oder die Mitarbeiterin eine mindestens zehnjähri­
ge ununterbrochene Dienstzeit im kirchlichen Dienst (an-

spruchsbegründende Dienstzeit) nachweist und eine Voll­
rente wegen Alters aus der gesetzlichen Rentenversiche­
rung bezieht. 

§3
Gesamtversorgungsfähige Zeit 

Für die Gesamtversorgung werden als Zeiten berücksich­
tigt: 
a) die kirchliche Dienstzeit nach § 4 und
b) die Erhöhungszeit nach § 5.

§4
Kirchliche Dienstzeiten 

(1) Für die Berechnung kirchlicher Dienstzeiten nach
diesem Kirchengesetz gilt § 23a der Kirchlichen Arbeits­
vertragsordnung in der jeweils gültigen Fassung entspre­
chend. 

(2) Als kirchliche Dienstzeit zählt die Zeit einer beruf­
lichen Beschäftigung: 
a) bei den Kirchgemeinden, Kirchenkreisen und sonstigen
kirchlichen Körperschaften, Anstalten und Stiftungen in­
nerhalb des Gebietes des ehemaligen Bundes der evangeli­
schen Kirchen,
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b) bei den gliedkirchlichen Zusammenschlüssen innerhalb
des ehemaligen Bundes der evangelischen Kirchen,
c) beim ehemaligen Bund der evangelischen Kirchen,
d) in Einrichtungen der Diakonie innerhalb des ehemali­
gen Bundes der evangelischen Kirchen.

(3) Dienstzeiten, in denen der Mitarbeiter oder die Mit­
arbeiterin nach dem "Abkommen zur Regelung der Ent­
lohnung und Vergütung für die Beschäftigten in evangeli­
schen Gesundheits- und Sozialeinrichtungen in der Deut­
schen Demokratischen Republik" vergütet wurden, werden 
als Erhöhungszeit nach § 5 angerechnet. 

(4) Zeiten vor dem !.Dezember 1991 sind nur anzu­
rechnen, wenn sie mindestens 50 v.H. der regelmäßigen 
Arbeitszeit eines vollbeschäftigten Mitarbeiters oder einer 
vollbeschäftigten Mitarbeiterin umfaßt haben. Nach dem 
l.Dezember 1991 zurückgelegte Dienstzeiten werden be­
rücksichtigt, sofern die Geringfügigkeitsgrenze nach § 8
SGB IV überschritten wurde.

(5) Von der Anrechnung als Dienstzeit sind ausgeschlos­
sen Zeiten jeglicher Tätigkeit für das Ministerium für 
Staatssicherheit/ Amt für nationale Sicherheit einschließ­
lich Zeiten, in denen eine Verpflichtung zu informeller / 
inoffizieller Mitarbeit bestand. 

§5
Erhöhungszeit 

Sofern die anspruchsbegründende Dienstzeit nach § 2 er­
füllt ist, erhöht sich die zu berücksichtigende kirchliche 
Dienstzeit um die Hälfte der Kalendermonate, die darüber 
hiIµms in der gesetzlichen Rentenversicherung bei Ermitt­
lung der Rente als Beitragszeiten zugrunde liegen. Ent­
sprechendes gilt für die Zeit nach § 4 Abs. 3. 

§6
Gesamtversorgung 

(1) Die Kirchliche Altersversorgung wird im Rahmen
einer Gesamtversorgung als zusätzliche Leistung zu den 
Leistungen aus der gesetzlichen Rentenversicherung ge­
währt. 

(2) Die Kirchliche Altersversorgung wird in der Höhe
gewährt, in der die Leistungen aus der gesetzlichen Ren­
tenversicherung hinter der sich nach dieser Ordnung erge­
benden Gesamtversorgung im Einzelfall zurückbleiben. 

§7
Versorgungstabelle, Versorgungsstufen 

( 1) Die Kirchliche Altersyersorgung wird nach der Ver­
sorgungstabelle (Anlage) in Versorgungsstufen gewährt, 
denen die Vergütungsgruppen folgendermaßen zugeordnet 
sind: 
Versorgungsstufe I: Vergütungsgruppe X - IX a 
Versorgungsstufe II: Vergütungsgruppe VIII - VII 
Versorgungsstufe III: Vergütungsgruppe VI b - IV b 

Versorgungsstufe IV: Vergütungsgruppe IV a - II a 
Versorgungsstufe V: Vergütungsgruppe I b - I. 

(2) Maßgeblich für die Zuordnung zu den Versorgungs­
stufen ist die zuletzt bezogene Vergütungsgruppe. 
Leistungsberechtigte, die nach der Kirchlichen Vergütungs­
ordnung vom 31.August 1974 eingruppiert waren, werden 
nach deren Vergütungsgruppen den Versorgungsstufen zu­
geordnet. Bestanden in dieser Vergütungsordnung einzel­
ne Vergütungsgruppen nicht, werden sie der jeweils nied­
rigeren Vergütungsgruppe der Staffelung nach Absatz 1 
zugeordnet. 

§8

Höhe der Gesamtversorgung 

(1) Die Gesamtversorgung beträgt bei einer zehnjähri­
gen kirchlichen Dienstzeit 18,75 v. H. des Gesamt­
versorgungsstufenwerts (Grundbetrag) und steigt für jedes 
weitere gesamtversorgungsfähige Jahr um 1,875 v. H. des 
Gesamtversorgungsstufenwerts bis zu einer Höchstgrenze 
von 40 gesamtversorgungsfähigen Jahren. 

(2) Nichtvollbeschäftigte Mitarbeiter und Mitarbeite­
rinnen erhalten die Gesamtversorgung in der Höhe, die dem 
Anteil ihrer vertraglich vereinbarten regelmäßigen Arbeits­
zeit an der eines vollbeschäftigten Mitarbeiters oder einer 
vollbeschäftigten Mitarbeiterin entspricht Hat sich die ver­
traglich vereinbarte Arbeitszeit während des kirchlichen 
Dienstes verändert, ist der Durchschnittsanteil an der re­
gelmäßigen Arbeitszeit eines vollbeschäftigten Mitarbei­
ters oder einer vollbeschäftigten Mitarbeiterin maßgeblich 
(Zeit-zu-Zeitanrechnung). 

(3) Bei vorzeitigem Ausscheiden aus dem Dienst we­
gen des Bezugs von Erwerbs- oder Berufsunfähigkeitsrente 
wird mindestens der Grundbetrag nach Absatz 1 gewährt. 
Absatz 2 gilt entsprechend. 

§9
Anpassung der .Kirchlichen Altersversorgung 

Die Kirchenleitung hat alle drei Jahre eine Anpassung der 
Leistungen aus der Kirchlichen Altersversorgung zu prü­
fen und hierüber zu entscheiden; dabei sind insbesondere 
die Belange der Leistungsberechtigten und die finanzielle 
Entwicklung der Landeskirche zu berücksichtigen. 

§ 10
Mindestversorgung 

Die Mindestversorgung bei einer 10-jährigen Dienstzeit 
beträgt 100,00 DM. Sie erhöht sich für jedes weitere Dienst­
jahr um 10,00 DM. 

§ 11
Anspruchsvoraussetzungen beim Bezug einer 

Berufs- oder Erwerbsunfähigkeitsrente 

Ein Anspruch auf Kirchliche Altersversorgung besteht 
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auch, wenn der Mitarbeiter oder die Mitarbeiterin nach 
einer mindestens ftlnfjährigen ununterbrochenen Dienst­
zeit im kirchlichen Dienst wegen des Bezugs von Berufs­
oder Erwerbsunfahigkeitsrente aus dem kirchlichen Dienst­
verhältnis ausscheidet. 

§ 12
Witwer- und Witwenversorgung 

(1) Witwer oder Witwen Leistungsberechtigter erhal­
ten 60 v. H. der dem oder der Leistungsberechtigten zuste­
henden Kirchlichen Altersversorgung, wenn der Witwer 
oder die Witwe eine Hinterbliebenenrente bezieht. Der An­
spruch entsteht mit dem Tod des oder der Leistungs­
berechtigten. 

(2) Die Zahlung ruht, soweit der Witwer oder die Wit­
we eine eigene Kirchliche Altersversorgung oder eine ähn­
liche zusätzliche Altersversorgung nach kirchlichen Rege­
lungen erhält. § 10 gilt entsprechend. 

§ 13
Waisenversorgung 

(1) Waisen Leistungsberechtigter haben Anspruch auf
Waisenversorgung, solange für sie dem Grunde nach An­
spruch auf Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz 
besteht. Der Anspruch entsteht mit dem Tode des oder der 
Leistungsberechtigten. Die monatliche Waisenversorgung 
beträgt für eine Halbwaise 12 v.H. und für eine Vollwaise 
20 v.H. der Kirchlichen Altersversorgung, die dem oder 
der Leistungsberechtigten zugestanden hat oder hätte, wenn 
der Anspruch darauf zum Zeitpunkt seines oder ihres To­
des entstanden wäre. 

(2) Die Zahlung der Waisenversorgung beginnt mit dem
auf den Todestag des oder der Leistungsberechtigten fol­
genden Monat. Dies gilt entsprechend beim Übergang von 
Halbwaisen- auf Vollwaisenversorgung. Wird ein Kind erst 
nach dem Tode des oder der Leistungsberechtigten gebo­
ren, so beginnt die Zahlung mit dem Geburtsmonat des 
Kindes. 

§ 14
Beginn und Ende der Leistungen 

( 1) Der Anspruch auf Kirchliche Altersversorgung ent­
steht mit dem Zeitpunkt, von dem an Vollrente wegen Al­
ters, Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit zusteht. Wird der 
Antrag nach § 16 Abs. 1 später als sechs Monate nach 
Zugang des Rentenbescheides gestellt, entsteht der An­
spruch auf Kirchliche Altersversorgung mit dem Ersten 
des Antragsmonats. 

(2) Der Anspruch auf Kirchliche Altersversorgung en­
det mit dem Ende des Monats, in dem 
a) die Rentenzahlung eingestellt wird,
b) der Leistungsberechtigte oder die Leistungsberechtigte

stirbt,

c) der Witwer oder die Witwe wieder heiratet.

§ 15
Ruhen der Kirchlichen Altersversorgung 

Die Zahlung der Kirchlichen Altersversorgung ruht in Höhe 
jeglicher Arbeitseinkünfte, soweit diese monatlich ein Sieb• 
tel der monatlichen Bezugsgröße in der Rentenversiche­
rung der Arbeiter und Angestellten(§ 18 SGB IV) über• 
steigen. 

§ 16
Antrag, 

zahlungsverpflichtete kirchliche Körperschaft 

(1) Leistungen nach diesem Kirchengesetz werden auf
Antrag gewährt. Die bisherige kirchliche Dienststelle soll 
den Mitarbeiter oder die Mitarbeiterin auf das Antrags­
recht hinweisen. 

(2) Zahlungsverpflichtet ist die kirchliche Körperschaft
oder sonstige kirchliche juristische Person, in deren Dienst 
der Mitarbeiter oder die Mitarbeiterin zuletzt vor Eintritt 
in den Ruhestand gestanden hat. Für Mitarbeiter der Kirch­
gemeinden und Kirchenkreise übernimmt die Landeskir­
che die Zahlung der Leistungen. 

(3) Leistungsberechtigte, die bei Inkrafttreten dieser
Ordnung Dankrente nach § 1 Abs. 2 Buchst. b beziehen, 
erhalten die Kirchliche Altersversorgung, ohne daß es 
eines Antrags bedarf. 

§ 17
Ausschluß der Anwartschaft 

Eine Anwartschaft auf Leistungen nach diesem Kirchen­
gesetz entsteht nicht, sofern der Mitarbeiter oder die Mit­
arbeiterin in einer kirchlichen Zusatzversorgungskasse oder 
einer vergleichbaren Versorgungseinrichtung versichert 
wird. 

§ 18
Ausschlußfrist 

Ansprüche auf Leistungen nach diesem Kirchengesetz ver­
fallen, wenn sie nicht innerhalb einer Ausschlußfrist von 
sechs Monaten nach Fälligkeit schriftlich geltend gemacht 
werden. Für denselben Sachverhalt reicht die einmalige 
Geltendmachung des Anspruchs aus, um die Ausschluß­
frist auch für später fllllig werdende Leistungen unwirk­
sam werden zu lassen. 

§ 19
Härtefälle 

Der Oberkirchenrat kann zur Vermeidung besonderer Här­
ten im Einzelfall Leistungen ohne Anerkennung eines 
Rechtsanspruches widerruflich bewilligen. 
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§20 
MitteiJungspflichten 

Leistungsberechtigte sind verpflichtet, alle Änderungen der 
sie betreffenden Verhältnisse. die für ihren Anspruch auf 
Kirchliche Altersversorgung erheblich sind (z.B.Änderung 
des Familienstandes, Aufnahme oder Beendigung einer Be­
schäftigung, Höhe des Einkommens, Höhe der Rente, 
Wohnsittiinderung), dem Oberkirchenrat unverzüglich 
mitzuteilen. Leistungen aus der Kirchlichen Altersversor­
gung können ganz oder teilweise versagt werden, sofern 
Leistungsberechtigte ihren Mitteilungspflichten schuldhaft 
nicht nachgekommen sind. Die Leistungsberechtigten sind 
auf ihre Mitteilungspflichten schriftlich hinzuweisen. 

§21 
Berechnung und Auszahlung der Kirchlichen 

Altersversorgung, Rückforderung 

Für die Berechnung und Auszahlung der Kirchlichen Al­
tersversorgung sowie die Rückforderung zuviel gezahlter 
Leistungen gilt § 36 der Kirchlichen Arbeitsvertrags­
ordnung (KA VO) entsprechend. 

§ 22
Übergangsregelung 

Die Bestimmungen dieses Kirchengesetzes sind auch an-

§ 24 
Inkrafttreten

Dieses Kirchengesetz tritt rückwirkend zum l .Januar l 995 
in Kraft. Gleichzeitig treten außer Kraft: 
- das Kirchengesetz über die Bewilligung einer Dank­
rente für langjährigen kirchlichen Dienst vom 19 .Juli 
1956 (KABI. s. 73), 
- das Kirchengesetz zur Änderung des Kirchengesetzes
über die Bewilligung einer Dankrente für langjährigen 
kirchlichen Dienst vom 16.Juni 1967 (KABI. S. 36) sowie 
- das 2.Kirchengesetz zur Änderung des Kirchengesetzes
über die Bewilligung einer Dankrente für langjährigen 
kirchlichen Dienst vom 16.November 1975 (KABI. 1977 
S. 89).

Die Landessynode hat das vorstehende Kirchengesetz be­
schlossen, das hiermit verkündet wird. 

Schwerin, den 9.Mai l 995 

Der Vorsitzende der Kirchenleitung 

Stier 
Landesbischof 

Anlage zu § 7 Abs. 1 

zuwenden auf Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, die nach ver so r g u n g s t a b e 11 e 
dem 31.Dezember 1989 aus Alters- oder Gesundheits-
gründen mit einer kirchlichen Dienstzeit von 10 und mehr Kirchliche Altersversorgung 
Jahren ohne Anspruch auf Dankrente aus dem kirchlichen 
Dienst ausgeschieden sind. 

§23
Ausführungsbestimmungen 

Ausführungsbestimmungen zu diesem Kirchengesetz er­
läßt die Kirchenleitung; Durchführungsbestimmungen der 
Oberkirchenrat 

472.01/50 

Versor-! Vergü-
gungs- • tungs-
stufe gruppe 

I X-IXa
II VIII -VII 
III VIb-IVb 
IV IVa -IIa 
V I b -I 

1 Gesamtver- Höchste 
sorgungs- Gesamtver-
stufenwert versorgung 

1.875,69 DM 1.406,77 DM 
2.094,08DM l.570,56 DM
2.405,02 DM l.803,75 DM
3.356,87 DM 2.517,65 DM 
4.l61,48DM 3.121,11 DM

Kirchengesetz zur Änderung des 
Kirchengesetzes über die Versorgung der Pastoren, Pastorinnen, 
Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen vom 17. November 1991 

[Versorgungsgesetz] 
vom 18. März 1995 

§ 1

Das Kirchengesetz über die Versorgung der Pastoren/Pa­
storinnen, Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen vom 
17. November 1991 (KABI. S. 149) wird wie folgt geän­
dert:

§ 54 erhält folgende Fassung:

§ 54
Höhe des Ruhegehaltes 

(l) Tritt der Versorgungsberechtigte aus einem Dienst­
verhältnis, das am 31. Dezember 1991 bereits bestanden 
hat, vor Vollendung des 65. Lebensjahres in den Ruhestand. 
ohne daß Dienstunfähigkeit vorliegt, so ist § 8 Abs. 2 mit 
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folgender Maßgabe anzuwenden: 
Der Vomhundertsatz der Minderung des Ruhegehaltes be­
trägt bei Vollendung des 62. Lebensjahres 
vor dem 1. Januar 2002 0,0 v. H. 
nach dem 31. Dezember 2001 0,6 v. H. 
nach dem 31. Dezember 2002 1,2 v. H. 
nach dem 31. Dezember 2003 1,8 v. H. 
nach dem 31. Dezember 2004 2,4 v. H. 
nach dem 31. Dezember 2005 3 ,0 v. H. 
nach dem 31. Dezember 2006 3,6 v. H. 
für jedes Jahr, um das die Ruhestandsversetzung vor der 
Vollendung des 65. Lebensjahres erfolgt. 

(2) Bis zum 31. Dezember 1996 gilt für Pastorinnen
§ 8 Abs. 2 dieses Kirchengesetzes mit der Maßgabe, daß
anstelle des 65. Lebensjahres das 60. Lebensjahr tritt.

Bekanntmachungen 

605.20/10 

Nachfolgend wird das Rundschreiben vom 24.5.1995 an 
die Landessuperintendenten veröffentlicht. 

Schwerin, den 24. Mai 1995 

Rausch 
Oberkirchenrat 

Hinweise zum Haushaltswesen 
der rechtlich unselbständigen Stiftungen (Fonds) 

der Kirchen und/oder Kirchgemeinden im Bereich 
der Ev.-Luth. Landeskirche Mecklenburgs; 
· Aufnahme des Kapitalvermögens in die

Anlagen zum ordentlichen Haushaltsplan

Aus gegebenem Anlaß weisen wir daraufhin, daß das Ver­
mögen der rechtlich unselbständigen Stiftungen (Fonds) 
als zweckgebundenes Kapital dem jeweiligen Haushalts­
plan desjenigen Rechtsträgers, der auf Grund Testament 
oder Treuhändervertrag mit der Verwaltung des Fonds be­
auftragt ist, als Anlage beizufügen ist, §§ 1, Abs. 2, 12 
Abs. 3, 16Abs. l Nr. 3 Finanzordnungvom5.3 .1993 (KABI 
S. 46).
Rechtlich unselbständige kirchliche Stiftungen sind Kapi­
talien, die auf Grund eines Testaments, in Form eines Ver­
mächtnisses mit Auflagen oder auf Grund eines Treuhän-

§2

Dieses Kirchengesetz tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft. 
Es ist rückwirkend anzuwenden auf alle Versorgungs­
empfänger, die nach dem 31. Dezember 1991 vor Vollen­
dung des 65. Lebensjahres in den Ruhestand getreten sind, 
mit dem Zeitpunkt ihrer Versetzung in den Ruhestand. 

Die Landessynode hat das vorstehende Kirchengesetz 
beschlossen, das hiermit verkündet wird. 

Schwerin, den 18. März 1995 

Der Vorsitzende der Kirchenleitung 

Stier 
Landesbischof 

dervertrages mit den Erben eines Kapitals einem Organ 
oder einzelnen Mitgliedern eines Organs der kirchlichen 
Körperschaft zur Verwaltung und Verwendung im Rahmen 
der vom Stifter gesetzten Zwecke übertragen worden ist 
und kein ausdrücklicher oder konkludenter landesherrli­
cher Verleihungsakt oder (ab 1900) staatlicher Rechtsakt 
nach § 80 BGB 1 zur Erlangung der Rechtsfähigkeit dieses 
Kapitals nachgewiesen werden kann. 
Die jeweiligen Haushaltspläne und Jahresabschlüsse un­
terliegen der Prüfung durch das Rechnungsprüfungsamt 
im Rahmen der kirchlichen Ordnungen (§ 4 des Kirchen­
gesetzes vom 31. Oktober 1993 über die Errichtung und 
Tätigkeit eines Rechnungsprüfungsamtes in der Ev.-Luth. 
Landeskirche Mecklenburgs, KABI 1994 S. 8). 
Wir bitten um Beachtung und Weiterleitung an die Kirch­
gemeinden und Kirchenkreisverwaltungen. 

§ 80 Satz 1 BGB lautet:
„Zur Entstehung einer rechtsfähigen Stiftung ist außer dem 
Stiftungsgeschäfte die Genehmigung des Bundesstaates 
[Bundeslandes; der Verfasser] erforderlich, in dessem Ge­
biete die Stiftung ihren Sitz haben soll." 
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143.01/40 

Der Oberkirchenrat gibt nachstehend die Zusammenset­
zung des Wahlvorbereitungsausschusses zur Wahl des Lan­
desbischofs bekannt: 

Name 

Dr. Menno Aden 

Gisela Buller 

Anschrift 

Münzstraße 8 19055 Schwerin 

Walsmühler 
Straße 1 

19075 Kothen­
dorf 

Dr. Christian Burchard Teterower 
Straße 5

17194 Kirch 
Grubenhagen 

LutzDecker 

LindeEwert 

Am Markt 6 18311 Ribnitz 

August-Bebel- 18055 Rostock 
Straße 36/147 

Münzstraße 8 19055 Schwerin 

LangeStraße21 17192 Waren 

Axel Walter Domplatz 6 18773 Güstrow 

Schwerin, den 23. Mai 1995 

Dr. Aden 
Oberkirchenratspräsident 

272.11/41 

Der Oberkirchenrat gibt nachstehend die in der 3. Tagung 
der XII. Landessynode für 6 Jahre gewählten synodalen 
Mitglieder der Diakonischen Konferenz bekannt: 

Name 

Ilka Bockholt 

Eberhard Erdmann 

Dr. Uwe Schnell 

Anschrift 

Bützower 
Straße 103 

18236 Kröpelin 

Pfarrstraße 1 16789 
Fürstenberg 

August-Bebet- 18055 Rostock 
Straße 43 

Andreas Flade 

Renate Kaps 

RudolfKrug Pfarrhaus 8 17217 Alt Rehse Schwerin, den 23. Mai 1995 

Karl-Christian Lange Pfarrhaus 18246 Neu­
kirchen 

Jochen Meyer-Bothling Dorfstraße 21 23936 Diedrichs-

Dr. Aden 
Oberkirchenratspräsident 

hagen 144.02/84 

Heiner Möhring De Hellbarg 24 19065 Pinnow 

Kerstin Mörke Dorfstraße 15 17209 Sietow 

Rainer Rausch Münzstraße 8 19055 Schwerin 

Jutta Schnauer F.-M.-Scharfen- 18109 Rostock 
bergweg 7A 

Dr. Uwe Schnell August-Bebel- 18055 Rostock 
Str. 43 

Dr. Eckart Schwerin Münzstraße 8 19055 Schwerin 

Christoph Stier Münzstraße 8 19055 Schwerin 

Gerd Vogt Trojanstraße 9 18059 Rostock 

Dr. Eckard Weiß Seestraße 61 18211 Börger-
ende 

Christiane Werbs Alexandrinen- 18119 Rostock 
straße 119 

Kurt Winkelmann Seestraße 19 17235 Neustrelitz 

Der Kirchenleitung der Evangelisch-Lutherischen Landes­
kirche Mecklenburgs gehören aufgrund der Wahl durch die 
XII. Landessynode auf ihrer 3. Tagung gegenwärtig fol­
gende Mitglieder an:

1. Geborene Mitglieder
Christoph Stier,

Dr. Menno Aden, 
Andreas Flade, 
Dr. Eckart Schwerin, 
Rainer Rausch, 
Heiner Möhring, 

Landesbischof, 
Vorsitzender 
Oberkirchenratspräsident 
Oberkirchenrat 
Oberkirchenrat 
Oberkirchenrat 
Präses der Landessynode 

2. Von der Landessynode gewählte Mitglieder:
Mitglied Stellvertreter

Karl-C. Lange, Propst 
Pfarrhaus 
18246 Neukirchen 

Dr. Christian Burchard, Pastor 
Teterower Straße 5
17194 Kirch Grubenhagen 

Jutta Schnauer, Pastorin Dr. Uwe Schnell, Pastor 
F.-M.-Scharfenbergweg7A August-Bebet-Straße 43 
18109 Rostock 18055 Rostock 
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G. Buller, Geschäftsführerin
Walsmühler Straße 1

19075 Kothendorf 

Lutz Decker, Amtsleiter 
AmMarkt6 
18311 Ribnitz 

Gerd Vogt, Architekt 
Trojanstr. 9 
18059 Rostock 

Linde Ewert, Hausfrau 
August-Bebel-Straße 
36/147 
18055 Rostock 

Renate Kaps, Leiterin 
KKVMalchin 
Lange Straße 21 
17192 Waren 

Rudolf.Krug 
Pfarrhaus 8 
17217 Alt Rehse 

Strukturveränderungen 

7614-12/1 

Verbindung der Kirchgemeinden Wesenberg und Strasen 

Mit Wirkung vom 1. Mai 1995 wird die Kirchgemeinde 
Strasen mit der Kirchgemeinde Wesenberg vel'bunden. Die 
Pfarrstelle in Strasen wird zur ruhenden Pfarrstelle erklärt. 

Schwerin, den 4. April 1995 

Der Oberkirchenrat 
Flade 

3. Vom Konvent der Landessuperintendenten gewlbl-
tes Mitglied der Kirchenleitung: Stellenausschreibungen 

Kurt Winkelmann, 
Landessuperintendent 
Seestraße 19 
17235 Neustrelitz 

Schwerin, den 23. Mai 1995 

Dr. Aden 
Oberkirchenratspräsident 

293.01/25 

Stellvertreter 

Axel Walter, 
Landessuperintendent 
Domplatz6 
18273 Güstrow 

Tagung der Luther-Akademie 
Sondershausen e. V. 

Die Tagung 1995 der Luther-Akademie Sondershausen e. 
V. findet

vom 15. bis 19. September 1995 
in Buckow, Haus Wilhelmshöhe, 

statt. 
Das Rahmenthema lautet: ,,Recht und Gerechtigkeit". 
Vorträge werden gehalten von Professor Dr. Jan C. Joerden, 
Frankfurt/Oder (Jurist), Professor Dr. Bernhard Lohsc, 
Hamburg (Kirchenhistoriker), Professor Dr. Rüdiger Lux, 
Erfurt (Alttestamentler) und Wolfgang Thierse, Bonn (Mit­
glied des Bundestages). 
Die Tagungskosten einschließlich Unterkunft und Verpfle­
gung betragen etwa 190,00 DM. Anmeldungen sind zu rich­
ten an: Geschäftsstelle der Luther-Akademie Sondershau­
sen e. V., Frau D. Ott, Borsigstr. 5, 10115 Berlin. 
Der Oberkirchenrat gewährt auf vorherigen Antrag einen 
Zuschuß zu den Kosten dieser Tagung. 

Schwerin, den 23. März I 995 
Der Oberkirchenrat 
Flade 

Gressow, Prediger/241-1 

Die Pfarrstelle in der Kirchgemeinde Gressow wird zur 
Wiederbesetzung durch Wahl des Kirchgemeinderates aus­
geschrieben (s. a. Kirchengesetz vom 30. November 1969 
über die Übertragung der Ffarrstellen in der Evangelisch­
Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs). 
Das Datum der Ausschreibung ist mit dem 1. Mai 1995 
bestimmt worden. Bewerbungen sind an den Oberkirchen­
rat, Postfach O 11 003, 19010 Schwerin, zu richten. 

Schwerin, den 28. Februar 1995 
Stier 
Landesbischof 

Parchim St. Marien, Prediger/287 

Die mit Datum vom 1. August 1994 erfolgte Ausschrei­
bung der Pfarrstelle I in der Kirchgemeinde Parchim St. 
Marien wird zum 1. April 1995 zurückgenommen. 

Schwerin, den 29. März 1995 
Stier 
Landesbischof 

7217-20/4 

Die Pfarrstelle in der Kirchgemeinde Schwanbeck wird zur 
Wiederbesetzung durch Wahl des Kirchgemeinderates aus­
geschrieben (s. a. Kirchengesetz vom 30. November 1969 
über die Übertragung der Pfarrstellen in der Evangelisch­
Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs). 
Das Datum der Ausschreibung ist mit dem 1. Juli 1995 
bestimmt worden. Bewerbungen sind an den Oberkirchen­
rat, Postfach Oll 003, 19010 Schwerin, zu richten. 

Schwerin, den 2. Juni 1995 
Stier 
Landesbischof 
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330.01/17 

Der Oberkirchenrat gibt nachstehend eine Ausschreibung 
des Kirchenamtes der EKD für die Pfarrstelle der deutsch­
sprachigen Gemeinde in Ottawa in Kanada bekannt. 

Schwerin, den 9. Juni 1995 
Flade 
Oberkirchenrat 

Auslandsdienst in Kanada 

Für die deutsche Evangelische Martin Luther Gemeinde 
in Ottowa suchen wir zum 1.12.1995 

einen Pastor/eine Pastorin 
Die deutschsprachige Gemeinde in Ottowa wurde vor 30 
Jahren von deutschen Einwanderern gegründet. Deutsche 
Traditionen aus den unterschiedlichen Gebieten Europas 
sind dort vorhanden. 
Die Gemeinde wünscht sich einen amtserfabrenen Pastor/ 
eine amtserfahrene Pastorin, der/die durch Predigt das 
Evangelium in ihrer Muttersprache zeitgemäß verkündet 
und die Gemeindemitglieder - vor allem die älteren - be­
sucht und seelsorgerlich begleitet. Es ist wichtig, daß der 
Pastor/die Pastorin für verschiedene „Frömmigkeits­
traditionen" Verständnis hat und auf geschlossen ist für eine 
Zusamenarbeit mit den kanadisch-lutherischen Kollegen, 
der deutschen katholischen Gemeinde und den deutschen 
Gruppen und Vereinen am Ort. 
Die Arbeit mit Kindern, Jugendlieben und jungen Erwach­
senen wird besonders gewünscht. Hierfür sind englische 
Sprachkenntnisse unbedingt erforderlich. 
Die Gemeinde bietet: 
Eine eigene Kirche (erbaut 1983) mit Versammlungs­
räumen und ein eigenes Pfarrhaus. 
Viele freiwillige Mitarbeiter/innen und engagierte Mitglie­
der des Kirchenvorstandes, die dem Pastor/der Pastorin bei 
seiner/ihrer Arbeit helfen. 
Die Gemeinde ist Mitglied der Evangelical Lutheran 
Church in Canada (ELCIC). 
Die Besoldung des/der Pastors/Pastorin erfolgt nach den 
Richtlinien dieser Kirche. 
Vorbereitung und Entsendung erfolgt durch die EKD. 
Bewerbungsfrist: 15.8. I 995 
Nähere Informationen und Bewerbungsunterlagen erhal­
ten Sie vom Kirchenamt der EKD, Postfach 21 02 20, 30402 
Hannover, Tel.: (0511) 2796-227 oder -230. 

Personalien 

123.10/6 

Propst Karl-Christian Lange in Neukirchen ist mit Wir­
kung vom 1. Januar 1995 erneut zum Propst der Propstei 
Bützow bestellt worden. 

Schwerin, den 22. März 1995 
Stier 
Landesbischof 

123.11/12-2 

Pastor Klaus Weber in Gnoien ist mit Wirkung vom 1. März 
1995 zum Propst der Propstei Gnoien bestellt worden. 

Schwerin, den 27. Februar 1995 
Stier 
Landesbischof 

Neustadt-Glewe, Prediger/474 

Pastor Joachim Anders in Sternberg ist die freigewordene 
Pmrrstelle in der Kirchgemeinde Neustadt-Glewe zum 1. 
Mai 1995 übertragen worden. 

Schwerin, den 28. April 1995 
Stier 
Landesbischof 

7112-20/10 

Pastor Rolf Krüger in Neubrandenburg ist die freigewor­
denen Pfarrstelle in der Kirchgemeinde Burg Stargard zum 
1. Juni 1995 übertragen worden.

Schwerin, den 30. Mai 1995 
Stier 
Landesbischof 

Hohen Viecheln, Prediger/210 

Pastor Dirk Heske in Kastorf ist die freigewordene Pfarr­
stelle in der Kirchgemeinde Hohen Viecheln zum 15. Juli 
1995 übertragen worden. 

Schwerin, den 6. Juni 1995 
Stier 
Landesbischof 

PA Pilgrim, Günter/52-2 

Pastor Günter Pilgrim, Parchim, wird auf seinen Antrag 
gemäß § 102 des Pfarrergesetzes der Vereinigten Evange­
lisch-Lutherischen Kirche Deutschlands in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 30. Dezember 1993 (KABI 1994 S 
46 ff) mit Wirkung vom 1. März 1995 in den Ruhestand 
versetzt. 

Schwerin, den 27. Februar 1995 
Stier 
Landesbischof 

PA Gurske, Ulrich/53 

Propst Ulrich Gurske, Peckatel, wird wegen Erreichens der 
Altersgrenze gemäß § 102 des Pfarrergesetzes der Verei­
nigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Dezember 1993 
(KABI 1994 S. 46 ff.) mit Wirkung vom 1. März 1995 in 
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den Ruhestand versetzt. 

Schwerin, den 27. Februar 1995 
Stier 
Landesbischof 

PA Thal, Helmut/42 

Pastor Helmut Tha1, Malchin, wird wegen Erreichens der 
Altersgrenze gemäß § 102 des Pfarrergesetzes der Verei­
nigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Dezember 1993 
(KABl 1994 S. 46 ff.) mit Wirkung vom 1. April 1995 in 
den Ruhestand versetzt. 

Schwerin, den 22. März 1995 
Stier 
Landesbischof 

PA Harder, Hans-Henning/56 

Pastor Hans-Henning Harder, Waren, wird wegen 
Erreichens der Altersgrenze gemäß § 102 des Pfarrer­
gesetzes der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche 
Deutschlands in der Fassung der Bekanntmachung vom 
30. Dezember 1993 (KABI 1994 S. 46 ff.) mit Wirkung
vom 1. Mai 1995 in den Ruhestand versetzt.

Schwerin, den 24. April 1995 
Stier 
Landesbischof 

PA Spieß, Hetmuth/42-3 

Pastor Helmuth Spieß, Damshagen, wird auf seinen An­
trag gemäß § 103 des Pfarrergesetzes der Vereinigten Evan­
gelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 30. Dezember 1993 (KABI 1994 
S. 46 ff.) mit Wirkung vom 1. Juli 1994 vorzeitig in den
Ruhestand versetzt.

Schwerin, den 16. Mai 1994 
Stier 
Landesbischof 

PA Höser, Christian/19 

Pastor Christian Böser, Bentwisch, wird auf seinen An­
trag gemäß § 91 des Pfarrergesetzes der Vereinigten Evan­
gelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 30. Dezember 1993 (KABI 1994 
S. 46 ff.) mit Wirkung vom 1. Mai 1995 für einen Zeit­
raum von fünf Jahren vom Dienst als Pastor in der Evan­
gelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs beur­
laubt.

Schwerin, den 7. April 1995 
.Stier 
Landesbischof 

147.01/6 

Rechtshof der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche 
Mecklenburgs 

Die Kirchenleitung hat am 6. Mai 1995 Herrn Peter-Paul 
Floerke, Hamburg, mit sofortiger Wirkung zum Vorsitzen­
den des Rechtshofes der Evangelisch-Lutherischen Landes­
kirche Mecklenburgs berufen. 

Schwerin, den 11. Mai 1995 

Der Oberkirchenrat 
Dr. Aden 
Oberkirchenratspräsident 

PA Meitsch, Ingrid/5 

Frau Ingrid Meitsch ist von der Kirchenleitung mit Wir­
kung vom 1. Juni 1995 gemäß § 4 des Kirchengesetzes 
über den Datenschutz in der Evangelisch-Lutherischen 
Landeskirche Mecklenburgs vom 4. November 1990 (K ABI. 
1991 S. 10) zur stellvertretenden Datenschutzbeauftragten 
der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs 
berufen. 

Schwerin, den 10. Mai 1995 
Rausch 
Oberkirchenrat 

467.03/14-4 

Die Landessynode hat Herrn Jörg Heppe, Uscrin, zum Stell­
vertreter des Vorsitzenden des Schlichtungsausschusses für 
mitarbeitervertretungsrechtliche Streitigkeiten bestellt. 

Schwerin, den 18. Mai 1995 
Dr. Aden 
Oberkirchenratspräsident 

PA Skobowsky, Christian/8 

Kantor Christian Skobowsky aus Schwerin (Sankt Paul) 
ist mit Wirkung vom 1. Juni 1995 zum Kirchenkreismusik­
wart des Kirchenkreises Schwerin berufen worden. 

Schwerin, den 19. Mai 1995 
Flade 

Oberkirchenrat 

PA Gernert, Hans/8 

Der von der bayerischen Kirche freigestellte Pastor Hans 
Gemert wird auf seinen Antrag hin seinen Dienst in der 
Pfarrstelle I in Friedland zum 30. Juni 1995 beenden, um 
eine Pfarrstelle in der Evangelisch-Lutherischen Kirche in 
Bayern zu übernehmen. 

Schwerin, den 22. Mai 1995 
Stier 
Landesbischof 




